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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Nuha, zuletzt wohnhaft: „Kosovo“, liegt beim Fachbereich 
Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 22 folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 06.12.2024, Akten-
zeichen 55/711D – 64929. 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Swierczek in Zimmer D.324, Telefon 
02331 207 3124, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher 
Anmeldung, in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 06.12.2024                            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Gabor, zuletzt wohnhaft: „Gertrudstr. 10, 58097 Hagen – 
aktuell Unbekannt“, liegt beim Fachbereich Jugend und Soziales der 
Stadt Hagen, Berliner Platz 22 folgendes Schriftstück zur Abholung 
bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 10.12.2024, Akten-
zeichen 55/711C – 50214/64932. 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Swierczek in Zimmer D.324, Telefon 
02331 207 3124, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher 
Anmeldung, in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 10.12.2024                           Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 

 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Frau Samanta Jasharaj, zuletzt wohnhaft: „Badstr. 18,58095 Hagen,, 
liegt beim Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner 
Platz 22 folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Ablehnungsbescheid der Stadt Hagen vom 19.11.2024, Aktenzeichen 
55/712D-64890 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Sygulla in Zimmer D.315, Telefon 02331 
207 2807, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher Anmeldung, in 
Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 10.12.2024                           Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 
 
 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Frau Melinda Dima, zuletzt wohnhaft: „Graf-von-Galen-Ring 11, 
58095 Hagen“ – aktuell „Unbekannt in Rumänien“, liegt beim 
Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 22 
folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Einstellungs- und Rückforderungsbescheid der Stadt Hagen vom 
11.12.2024, Aktenzeichen 55/712B – 52594. 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Swierczek in Zimmer D.324, Telefon 
02331 207 3124, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher 
Anmeldung, in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 11.12.2024                             Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Vasyl Ivanovych Hrytsiuk, wohnhaft: „ unbekannt,, liegt beim 
Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 22 
folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 12.12.2024, Akten-
zeichen 55/711C – 64954 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Swierczek in Zimmer D.324, Telefon 
02331 207 3124, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher 
Anmeldung, in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 12.12.2024                                Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Stella, ehemals wohnhaft: 58095 Hagen, Lützowstr. 1, liegt 
beim Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 
22, 58089 Hagen, Zimmer B.207, folgendes Schriftstück zur Abholung 
bereit: 
 

Bescheide der Stadt Hagen vom 16.12.2024, Aktenzeichen 55/710. 
 

Das Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle nach tele-
fonischer Terminvereinbarung 02331 2072713 in Empfang genommen 
werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 16.12.2024                             Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Dortmund 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Avram, Vasile, zuletzt wohnhaft: Enneper Str. 134 in 58135 
Hagen liegt im Gemeinsamen Versorgungsamt der Städte Dortmund, 
Bochum und Hagen, Untere Brinkstr. 80, 44141 Dortmund, Zimmer 310, 
folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: Elterngeldbescheid vom 
09.12.2024 
 

Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienstelle Dienstag und 
Donnerstag von 7:00 bis 11:00 Uhr und Donnerstag 13:00 bis 17:00 Uhr 
in Empfang genommen werden. 
 

Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung 
zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das Schriftstück gilt gemäß 
§§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von 2 Wochen – 
gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröffentlichung dieser 
Benachrichtigung – als zugestellt, wenn es bis dahin nicht abgeholt 
worden ist. 
 

Dortmund, 11.12.2024 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bekanntgabe von Ratsbeschlüssen – Ratssitzung vom 12.12.2024 
 

Aufgrund des § 24 der Hauptsatzung der Stadt Hagen werden die vom 
Rat der Stadt Hagen am 12.12.2024 in öffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse ab 06.01.2025 für die Dauer von 14 Tagen im Rathaus I, 
Haupteingang, Rathausstraße 11, sowie in den Dienstgebäuden der 
Bezirksverwaltungsstellen Boele, Schwerter Straße 168, Hohenlimburg, 
Freiheitstraße 3 und Haspe, Kölner Straße 1, öffentlich ausgehängt und 
im Internet unter http://www.hagen.de veröffentlicht. 
 

Hagen, 17.12.2024                            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze in der Stadt 
Hagen vom 17.12.2024 
 

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I 
S. 965), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.10.2023 (BGBl. I S. 323), 
des NWGrStHsG, des § 16 des Gewerbesteuergesetzes vom 
15.10.2002 (BGBl. I, S. 4167), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.03.2024 (BGBl. I S. 108) und des § 1 des Gesetzes über die 
Zuständigkeit für die Festsetzung und Erhebung der Realsteuern vom 
16.12.1981 (GV. NRW. S. 732/ SGV. NRW. 611), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 18.12.2018 (GV.  NRW. S. 738) in Verbindung mit § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666/ SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 05.07.2024 (GV. NRW. S. 444), hat der Rat der Stadt 
Hagen in seiner Sitzung am 12.12.2024 die nachstehende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Jahr 2025 wie folgt 
festgesetzt: 
 

1.  Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  

(Grundsteuer A)          324 v.H. 
     b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B)   1.139 v.H. 
 

2.  Gewerbesteuer nach Ertrag        520 v.H. 
 

§ 2 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
 

Die vorstehende Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 
in der Stadt Hagen für das Jahr 2025 vom 17.12.2024 wird hiermit gemäß 
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV 
NRW 2023), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 05.07.2024 
(GV. NRW. S. 444), öffentlich bekanntgemacht. 
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Hagen, 17.12.2024        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 3/24 (718) Einzelhandel Wehringhauser Straße 
hier: Einleitung des Verfahrens 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 
 

 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Der Bebauungsplan Nr. 3/24 (718) Einzelhandel Wehringhauser Straße 
wird gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung eingeleitet. 
 

http://www.hagen.de/
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Stadtbezirk Mitte, in 
der Gemarkung Hagen, Flur 25 und umfasst die Flurstücke 220, 2019, 
154, 83, 205, 81, 224 sowie in der Gemarkung Hagen, Flur 23 und 
umfasst die Flurstücke 30, 353, 355, 27, 25, 415. Nördlich grenzt das 
Plangebiet an die Wehringhauser Straße sowie an Wohnbebauung, 
östlich an die Minervastraße und südlich an die Bahntrasse. 
 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten Lage-
plan zu entnehmen. Dieser Lageplan im Maßstab 1:500 ist Bestandteil 
des Beschlusses.  
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 17.12.2024        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Verschiebung der Abfuhr von Restmüll und Altpapier 
(Weihnachten) 
 

Wegen der Weihnachtsfeiertage am 25. und 26. Dezember 2024 
verschieben sich die Restmüllabfuhr und die Leerung der Altpapier-
tonnen  
 

von Montag,  23. Dezember auf Samstag,   21. Dezember 
von Dienstag,  24. Dezember auf Montag,   23. Dezember 
von Mittwoch,  25. Dezember auf Dienstag,   24. Dezember 
von Donnerstag,  26. Dezember auf Freitag,   27. Dezember 
von Freitag,  27. Dezember auf Samstag,   28. Dezember 
 

Wegen des Feiertages am 01. Januar 2025 (Neujahr) verschieben sich 
die Restmüllabfuhr und die Leerung der Altpapiertonnen 
 

von Mittwoch,  01. Januar  auf Donnerstag,     02. Januar 
von Donnerstag,  02. Januar  auf Freitag,        03. Januar 
von Freitag,  03. Januar   auf Samstag,        04. Januar 
 

Hagen, 11.12.2024                           Lindemann  i. V. Sasse 
                                                         Geschäftsführer Bereichsleiter 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bekanntmachung 
 

Aufforderung zur Einreichung von 

Kreiswahlvorschlägen 

für die Wahl des 21. Deutschen Bundestages  

am 28. September 2025 

für den Wahlkreis 137 Hagen – Ennepe-Ruhr-Kreis I 

Die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag wird voraussichtlich 
vorgezogen. Im Falle einer Auflösung des Deutschen Bundestages 
ist das Bundesministerium des Innern und für Heimat ermächtigt, die 
in dem Bundeswahlgesetz und in der Bundeswahlordnung be-
stimmten Fristen und Termine durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates abzukürzen. 
Gemäß § 16 BWG bestimmt der Bundespräsident den Wahltag 
(voraussichtlicher Wahltermin am 23.Februar 2025). Sobald im Falle 
der Auflösung des Deutschen Bundestages ein neuer Wahltag 
bekannt gemacht worden ist, wird erneut unter Berücksichtigung der 
dann geltenden wahlrechtlichen Fristen die Aufforderung zur 
Einreichung von Kreiswahlvorschlägen bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 32 der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. September 2024 (BGBl. 2024 I 

Nr. 283), fordere ich hiermit zur möglichst frühzeitigen Einreichung 

von Kreiswahlvorschlägen auf. 

Die Kreiswahlvorschläge für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag im 

Wahlkreis 137 Hagen - Ennepe-Ruhr-Kreis I sind  

spätestens bis Montag, den 21. Juli, 18.00 Uhr,  
 

beim Kreiswahlleiter des Wahlkreises 137, Stadt Hagen, Fachbereich 

Öffentliche Sicherheit, Abteilung Statistik und Wahlen, Freiheitstraße 3, 

58119 Hagen, einschließlich der erforderlichen Unterlagen schriftlich 

einzureichen (§ 19 BWG). 
 

Auf die Bestimmungen der §§ 18 bis 24 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 

und der §§ 32 bis 34 BWO jeweils in der aktuellen Fassung weise ich hin. 

Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 

1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des  

§ 20 BWG von Wahlberechtigten eingereicht werden. 

Die Schriftform ist dann gegeben, wenn die einzureichenden Unter-

lagen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sind und im 

Original vorliegen (§ 54 Abs. 2 BWG). Die Schriftform ist durch E-

Mail oder Telefax nicht gewahrt. 
 

2. Als Bewerberin beziehungsweise Bewerber einer Partei kann in 

einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer 

Mitgliederversammlung zur Wahl einer Wahlkreisbewerberin oder 

Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen 

Vertreterversammlung hierzu gewählt worden ist. Mitgliederver-

sammlung zur Wahl einer Wahlkreisbewerberin beziehungsweise 

eines Wahlkreisbewerbers ist eine Versammlung der im Zeitpunkt 

ihres Zusammentritts im Wahlkreis zum Deutschen Bundestag 

wahlberechtigten Mitglieder der Partei. Besondere Vertreterver-

sammlung ist eine Versammlung der von einer derartigen Mitglieder-

versammlung aus ihrer Mitte gewählten Vertreterinnen und Vertreter. 

Allgemeine Vertreterversammlung ist eine nach der Satzung der 

Partei (§ 6 des Parteiengesetztes) allgemein für bevorstehende 

Wahlen von einer derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte 

bestellte Versammlung. Eine Ausfertigung der Niederschrift über die 

Wahl der Bewerberin beziehungsweise des Bewerbers mit Angaben 

über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der 

erschienenen Mitglieder und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 

Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben die Leiterin 

beziehungsweise der Leiter der Versammlung und zwei von dieser 

bestimmte Teilnehmerinnen beziehungsweise Teilnehmer gegen-

über dem Kreiswahlleiter an Eides Statt zu versichern, dass die Wahl 

der Bewerber in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jede 

stimmberechtigte Teilnehmer beziehungsweise Teilnehmerin der 

Versammlung vorschlagsberechtigt war und dass die Bewerber 

Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in 

angemessener Zeit vorzustellen. 
 

3. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit 

deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge un-

unterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, 

können als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 

spätestens am Montag, dem 23. Juni 2025 bis 18:00 Uhr der 

Bundeswahlleiterin, Statistisches Bundesamt, Gustav-

Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden, ihre Beteiligung an der 

Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre 

Parteieigenschaft festgestellt hat. In der Anzeige ist anzugeben, 

unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die 

Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvor-

standes, darunter dem beziehungsweise der Vorsitzenden oder 

deren beziehungsweise dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter, 

persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei 

keinen Bundesvorstand, so tritt an die Stelle des Bundesvorstandes 

der Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation. Die schriftliche 

Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie ein 

Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind 

der Anzeige beizufügen. 
 

4. Kreiswahlvorschläge dieser Parteien müssen von mindestens 200 

Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich 

http://www.hagen.de/
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unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der 

Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahl-

vorschlages nachzuweisen.  
 

5. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur 

BWO eingereicht werden. Er muss enthalten: 

den Familiennamen, die Vornamen, Beruf oder Stand, das Geburts-

datum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerberin 

oder des Bewerbers, den Namen der einreichenden Partei und, 

sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen 

Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort. 

Er soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. Zur Erleichterung der 

Kommunikation mit der Kreiswahlleitung empfiehlt es sich, zu 

(stellvertretenden) Vertrauenspersonen des Kreiswahlvorschlages 

vorrangig Personen zu bestimmen, die im Wahlkreis oder dessen 

näherer Umgebung wohnen. Zudem sollte eine E-Mail-Anschrift 

angegeben werden. 
 

6. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mit-

gliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darunter der 

beziehungsweise dem Vorsitzenden oder deren beziehungsweise 

dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter, persönlich und hand-

schriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei in einem Land keinen 

Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so 

müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächst-

niedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 

dem Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des 

einreichenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Ein-

reichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche 

dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vor-

stände vorliegt. Bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 

BWG) haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlags ihre Unter-

schriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst unter Beachtung von       

§ 34 Abs. 4 Nr. 3 und 4 BWO zu leisten.  
 

7. Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten 

des Wahlkreises unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf 

amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO unter Beachtung 

folgender Vorschriften zu erbringen: 

− Der Kreiswahlleiter stellt die Vordrucke als Druckvorlage 

elektronisch bereit. Sie können auch kostenfrei direkt ange-

fordert werden. Bei der Anforderung sind der Familienname, 

Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) der vorzuschla-

genden Bewerberin beziehungsweise des vorzuschlagenden 

Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nach-

weis erbracht, dass für die Bewerberin beziehungsweise den 

Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 

Abs. 1 Bundesmeldegesetz eingetragen ist, wird anstelle ihrer 

beziehungsweise seiner Anschrift eine Erreichbarkeitsanschrift 

verwendet; die Angabe eines Postfaches genügt nicht. Als 

Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den Kreis-

wahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien 

deren Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-

wenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren 

Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die Aufstellung 

der Bewerberin beziehungsweise des Bewerbers in einer 

Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreter-

versammlung nach § 21 des Bundeswahlgesetzes zu be-

stätigen. Der Kreiswahlleiter hat die in den Sätzen 2 bis 4 

genannten Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

− Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unter-

stützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich 

und handschriftlich unterschreiben; neben der Unterschrift sind 

Familienname, Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift 

(Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der Unter-

zeichnung anzugeben. 

− Für jede unterzeichnende Person ist auf dem Formblatt oder 

gesondert eine Bescheinigung der Gemeindebehörde, bei der 

sie im Wählerverzeichnis einzutragen ist, beizufügen, dass sie 

im Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahl-

kreis wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des 

Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlages bei der 

Einreichung des Kreiswahlvorschlages mit den Unter-stüt-

zungsunterschriften zu verbinden. Wer für eine andere Person 

eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nach-

weisen, dass die beziehungsweise der Betreffende den 

Kreiswahlvorschlag unterstützt. 

− Bei der Einreichung sollte darauf geachtet werden, dass auch 

die Rückseite der Anlage 14 mit eingereicht wird. 

− Wahlberechtigte dürfen nur einen Kreiswahlvorschlag unter-

zeichnen. Hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unter-

zeichnet, so ist ihre beziehungsweise seine Unterschrift auf 

allen weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig. 

− Nicht ordnungsgemäß erlangte Unterschriften werden gege-

benenfalls als ungültig gewertet. Insoweit kann auch strafbares 

Handeln vorliegen (z.B. Wahldelikt nach § 108d Straf-

gesetzbuch (StGB) in Verbindung mit § 107a StGB                         

- Wahlfälschung -oder § 108a StGB - Wählertäuschung -) 

− Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung 

der Bewerberin beziehungsweise des Bewerbers durch eine 

Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. 

Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 

8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 

− Die Zustimmungserklärung der Bewerberin beziehungsweise 

des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 zur BWO,  

− eine Bescheinigung der Wählbarkeit nach dem Muster der 

Anlage 16 zur BWO, 

− bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der 

Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 

Vertreterversammlung, in der die Bewerberin beziehungs-

weise der Bewerber aufgestellt worden ist, nach dem Muster 

der Anlage 17 zur BWO mit der vorgeschriebenen Ver-

sicherung an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 18 zur 

BWO, 

− eine Zustimmungserklärung und Versicherung an Eides statt 

der/des vorgeschlagenen Bewerber*in nach dem Muster der 

Anlage 15 zur BWO, 

− die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst 

Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichnerinnen 

beziehungsweise Unterzeichner, sofern der Kreiswahlvor-

schlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 

unterzeichnet sein muss. 
 

Vordrucke 

Für die Wahlvorschläge sind amtlich hergestellte Formblätter zu 

verwenden, die auf den Anlagen zu den maßgeblichen Gesetzen ba-

sieren. 

Nach Aufstellung des Kreiswahlvorschlags können Formblätter für 

Unterstützungsunterschriften nach Anlage 14 BWO bevorzugt digital aus 

einem elektronischen Portal der Bundeswahlleitung oder in Papierform 

beim Kreiswahlleiter angefordert werden (s. o. unter Nr. 7). 

Zur Erstellung der übrigen Formblätter steht für die Bundestagswahl 

ebenfalls eine Webanwendung zur Verfügung. Diese unterstützt die 

Parteien bei der Erstellung der Formblätter und kann dazu beitragen, 

Übertragungsfehler zu vermeiden. Um Ihnen einen Zugang hierfür 

einzurichten oder kostenfreie Papierversionen der Formblätter zur 

Verfügung zu stellen, wenden Sie sich bitte an den Kreiswahlleiter des 

Wahlkreises 137, Fachbereich Öffentliche Sicherheit, Abteilung 
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Statistik und Wahlen, Freiheitstraße 3, 58119 Hagen, wahlen@stadt-

hagen.de.  

Für das Abholen und Einreichen von Unterlagen wird um vorherige 

Terminvereinbarung im Rahmen der Dienstzeiten gebeten.  
 

Hagen, 16.12.2024                              Dr. André Erpenbach 
       Beigeordneter 
       Kreiswahlleiter Wahlkreis 137 

 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Teiländerung des Flächennutzungsplans Nr. 119 Einzelhandel 
Wehringhauser Straße 
hier: Einleitung des Verfahrens 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 
 

 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Die Teiländerung Nr. 119 Einzelhandel Wehringhauser Straße zum 
Flächennutzungsplan der Stadt Hagen wird gemäß § 1 Abs. 8 und § 2 
Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung eingeleitet. 
 

Nördlich grenzt das Plangebiet an die Wehringhauser Straße, südlich an 
die Bahntrasse und im Osten an die Minervastraße an. 
 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten 
Lageplan zu entnehmen. Dieser Lageplan im Maßstab 1:2.000 ist 
Bestandteil des Beschlusses. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 17.12.2024       Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 8/20 (703) Kinder- und Jugendzentrum 
Cunostraße - Verfahren nach § 13a BauGB 
hier: Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 
 

 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

a) Es wird die Anpassung des Geltungsbereiches des Bebauungsplan-
entwurfes beschlossen. 

 

b) Es wird der im Sitzungssaal ausgehängte und zu diesem Beschluss 
gehörende Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 8/20 (703) Kinder- und 
Jugendzentrum Cunostraße – Verfahren nach § 13a BauGB 
beschlossen. Die Verwaltung wird beauftragt, den Plan einschließlich 
der Begründung vom 16.09.2024 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die 
Dauer eines Monats im Internet zu veröffentlichen und öffentlich 
auszulegen. Die Begründung vom 16.09.2024 wird gemäß § 9 Abs. 
8 BauGB dem Bebauungsplan beigefügt und ist als Anlage Gegen-
stand der Niederschrift. 

 

Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 8/20 (703) Kinder- und 
Jugendzentrum Cunostraße – Verfahren nach § 13a BauGB liegt im 
Stadtbezirk Mitte, in der Gemarkung Eppenhausen, Flur 14 und umfasst 
die Flurstücke 664, 665 und 1779 (tlw.). Das Plangebiet befindet sich 
nördlich der Cunostraße im südlichen Teil des Fritz-Steinhoff-Parks. 
 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten Bebau-
ungsplanentwurf zu entnehmen. Der Bebauungsplanentwurf im Maßstab 
1:500 ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt 
Die Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet und die 
öffentliche Auslegung sollen nach dem Ratsbeschluss durchgeführt 
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werden. Parallel dazu erfolgt die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Veröffentlichung im Internet 
 

des Bebauungsplanentwurfes Nr. 8/20 (703) Kinder- und Jugendzentrum 
Cunostraße - Verfahren nach § 13a BauGB mit Begründung vom 
16.09.2024. 
 

Der Bebauungsplanentwurf wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit 
Begründung in der Zeit  
 

vom 06.01.2025 bis einschließlich 07.02.2025 
 

im Internet unter folgendem Link veröffentlicht: 
https://www.hagen.de/irj/portal/FB-61-0903  (www.hagen.de / Hagen A-
Z / B / Bebauungspläne im Verfahren). 
 

Die oben genannten Unterlagen werden in diesem Zeitraum beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Historisches 
Rathaus (Bauteil D), Flurbereich 1. Obergeschoss, Rathausstraße 11, 
58095 Hagen während der Dienststunden (montags bis donnerstags von 
08:30 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr) 
zusätzlich öffentlich ausgelegt. 
 

Termine können unter der Telefonnummer: 02331 207-3098 oder E-Mail-
Adresse: marc.hoehner@stadt-hagen.de vereinbart werden. Eine 
Einsichtnahme ist zu den oben angegebenen Zeiten aber auch ohne 
vorherige Vereinbarung eines Termins möglich. 
 

Stellungnahmen können während der Veröffentlichungsfrist elektronisch 
übermittelt, bei Bedarf aber auch auf anderem Weg unter oben 
genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 

– Die Veröffentlichung im Internet wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. – 
 

Hagen, 17.12.2024        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Gheorghe, zuletzt wohnhaft: „Rumänien“, liegt beim 
Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 22 
folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 16.12.2024, Akten-
zeichen 55/711C – 64933. 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Swierczek in Zimmer D.324, Telefon 
02331 207 3124, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher 
Anmeldung, in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind.  
 

Hagen, 16.12.2024                            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 1/15 (664) Wohnbebauung Am Quambusch - 
Verfahren nach § 13a BauGB 
hier:  
a) Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungs-

verfahren 
b) Satzungsbeschluss 
c) Berichtigung des Flächennutzungsplans 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

a) Es wird beschlossen, nach eingehender Prüfung der öffentlichen und 
der privaten Belange, die im Rahmen der Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange vorgebrachten Anregungen zurückzuweisen 
bzw. ihnen im Sinne der nachfolgenden Stellungnahmen der Ver-
waltung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu entsprechen. Die Sitzungs-
vorlage wird Bestandteil des Beschlusses und ist als Anlage Gegen-
stand der Niederschrift. 

 

b) Es wird der im Sitzungssaal ausgehängte und zu diesem Beschluss 
gehörende Bebauungsplan Nr. 1/15 (664) Wohnbebauung Am 
Quambusch – Verfahren nach § 13a BauGB gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB in der zurzeit gültigen Fassung als Satzung beschlossen. 
Dem Bebauungsplan ist die Begründung vom 14.10.2024 gemäß § 
9 Abs. 8 BauGB beigefügt und sie ist als Anlage Gegenstand der 
Niederschrift. 

 

c) Es wird beschlossen, den Flächennutzungsplan der Stadt Hagen im 
Wege der Berichtigung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 Halbsatz 3 BauGB 
an den Bebauungsplan anzupassen. 

 

Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 1/15 (664) Wohnbe-
bauung Am Quambusch – Verfahren nach § 13a BauGB liegt im 
Stadtbezirk Haspe, in der Gemarkung Westerbauer, Flur 5 und umfasst 
die Flurstücke 611, 894 (teilw.), 959 und 960. Nördlich entlang des 
Plangebietes verläuft die Straße Am Quambusch. 
 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten 
Bebauungsplan zu entnehmen. Der Bebauungsplan im Maßstab 1:500 
ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt 
Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt der 
Bebauungsplan in Kraft. Das Bebauungsplanverfahren ist damit abge-
schlossen. 

http://www.hagen.de/
https://www.hagen.de/irj/portal/FB-61-0903
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– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 1/15 (664) 
Wohnbebauung Am Quambusch - Verfahren nach § 13a BauGB wird 
hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 
7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-

schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Rechtsgrundlagen: 
§ 13a und § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 
Buchstabe f) der GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
05.07.2024 (GV. NRW. S. 444). 
 

Hingewiesen wird ferner: 
- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über 
die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche 
wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung/Änderung eines Bebau-
ungsplanes:  
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch 
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 S. 1 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetz-
buches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes und 
der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der 

Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nichtzutreffend ermittelt oder bewertet 
worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3, Abs. 4 S. 2, nach § 13 Abs. 
2 S. 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 
13b, nach § 22 Abs. 9 S. 2, § 34 Abs. 6 S. 1 sowie § 35 Abs. 6 S. 5 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 
a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 

oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich 
waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

c) (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 S. 1 

nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist im 
Internet veröffentlicht worden ist und die Begründung für die 
Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes 
nachvollziehbar ist,  

e) bei Anwendung des § 3 Abs. 2 S. 5 der Inhalt der Bekannt-
machung zwar in das Internet eingestellt wurde, aber die 
Bekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 S. 1 zu veröffent-

lichenden Unterlagen nicht über das zentrale Internetportal 
des Landes zugänglich gemacht wurden, 

f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 S. 2 die Angabe darüber, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde 
oder 

g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 S. 4 oder des § 13, auch in 
Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, die Voraus-
setzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans 
und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 
Abs. 1 S. 2 HS. 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr Entwurf unvoll-
ständig ist, abweichend von HS. 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die 
Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder 
die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der 
mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 

Soweit in den Fällen des S. 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Be-

bauungsplanes (§ 8 Abs. 2 S. 2) oder an die in § 8 Abs. 4 
bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 S. 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass 
hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geord-
nete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 
dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2a BauGB. 
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, auch 
in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend zu den 
Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
1. (aufgehoben) 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die 

Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes unbeachtlich. 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, 

auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2, 
gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie 
entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 durch-
geführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist 
unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlicher 
Mangel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 S. 4 
nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar 
ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von 
Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher 
Mangel. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden, 

http://www.hagen.de/
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im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt 
Hagen (Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, 
Rathaus I, Rathausstraße 11, 58095 Hagen) unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 
S. 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 1/15 (664) 
Wohnbebauung Am Quambusch - Verfahren nach § 13a BauGB als 
Satzung in Kraft. 
 

Planeinsicht: 
Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 1/15 (664) 
Wohnbebauung Am Quambusch - Verfahren nach § 13a BauGB und die 
Begründung vom 24.09.2024 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ab sofort beim 
Fachbereich Geoinformation und Liegenschaftskataster der Stadt 
Hagen, Rathaus II, Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer B.104 
dauernd während der Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. Jeder-
mann kann den Bebauungsplan und die Begründung einsehen und über 
deren Inhalt Auskunft verlangen. 
 

Darüber hinaus können die Planunterlagen im Internet auf der Seite der 
Stadt Hagen unter www.hagen.de / Stadtpläne / Planen und Bauen 
eingesehen werden. 
 

Hagen, 17.12.2024                                Erik O. Schulz (Oberbürgermeister 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH) -Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen 

IV. Nachtrag zur Satzung des Kommunalunternehmens Wirtschafts-
betrieb Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt Hagen, 
über die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Hagen –
Entwässerungssatzung- vom 12.12.2024 
 

Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), der §§ 60, 61 des 
Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff.), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 409), des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes 
vom 25.06.1995 (GV NRW. 1995, S.926), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1470), der 
Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw NRW - GV 
NRW, S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW.2021, S.560 ff.) sowie 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, 
S.602), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 10 G v. 
12.7.2024 I Nr. 234, und des § 10 KAG NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21.10.1969 (GV. NRW 1969 S. 712), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 05. März 2024 (GV. NRW. S. 155), hat der 
Verwaltungsrat des Wirtschaftsbetriebes Hagen, Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen, in seiner Sitzung am 27.11.2024 den folgenden 
IV. Nachtrag zur Satzung des Kommunalunternehmens Wirtschafts-
betrieb Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt Hagen, über die 
Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Hagen (Entwässerungs-
satzung) beschlossen. Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 

12.12.2024 dieser Satzung zugestimmt und von seinem Weisungsrecht 
keinen Gebrauch gemacht. 
 

Art. 1 
 

§ 2 Nr. 9 erhält folgende Fassung: 
 

[…] 
 

9. Druckentwässerungsnetz: 

Ein Druckentwässerungsnetz ist ein zusammenhängendes 
Leitungsnetz, in dem der Transport von Abwasser einer Mehrzahl 
von Grundstücken durch von Pumpen oder Kompressoren 
erzeugten Druck erfolgt.  

[…] 
 

Art. 2  
 

§ 13 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 

[…] 
 

(6) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie 

die laufende Unterhaltung der privaten Abwasseranlage führt der 

Grundstückseigentümer auf seine Kosten durch. Abweichend 

hierzu obliegt die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und 

Beseitigung der Grundstücksanschlusskanäle dem Kommunal-

unternehmen in den Fällen, in denen es eine öffentliche Ab-

wasseranlage neu herstellt, saniert oder verändert und diese 

Anlage technisch in unmittelbarem Zusammenhang mit den 

Grundstücksanschlusskanälen steht. Das Kommunalunternehmen 

macht die dabei entstehenden Kosten gemäß § 10 Abs. 1 KAG 

NRW nach Maßgabe seiner Entwässerungsgebührensatzung 

gegenüber dem Grundstückseigentümer geltend.  

 

Art. 3 
 

§ 13 a entfällt. 
 

Art. 4 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung vom 12.12.2025 wird hiermit gemäß § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 
444), öffentlich bekanntgemacht.  
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Hagen, 12.12.2024 
 

Henning Keune                  Hans-Joachim Bihs           Jörg Germer 
 Vorstandssprecher            Vorstand                            Kaufm. Vorstand 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 2/23 (713) Fachmarktzeile Bathey - Verfahren 
nach § 13 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 2a BauGB 
hier: Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet/ 

öffentliche Auslegung 
Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 
 

http://www.hagen.de/
https://www.hagen.de/irj/portal/FB-SP-02
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20086&vd_back=N1470&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
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Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Der im Sitzungssaal ausgehängte und zu diesem Beschluss gehörende 
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2/23 (713) Fachmarktzeile Bathey - 
Einfacher Bebauungsplan gem. §°9 Abs. 2a BauGB i. V. m. § 13 BauGB 
wird beschlossen und die Verwaltung wird beauftragt, den Plan 
einschließlich der Begründung vom 31.10.2024 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
für die Dauer eines Monats im Internet zu veröffentlichen und öffentlich 
auszulegen. Die Begründung vom 31.10.2024 wird gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB dem Bebauungsplan beigefügt und ist als Anlage Gegenstand 
der Niederschrift. 
 

Der Geltungsbereich liegt im Stadtbezirk Nord, in der Gemarkung Boele, 
Flur 3 und umfasst die Flurstücke 519, 520, 541, 542 sowie 566 (teilw.). 
Das Plangebiet wird durch die Straße Auf dem Graskamp geteilt. Südlich 
grenzt die Kabeler Straße und westlich die Dortmunder Straße an. 
Nördlich befinden sich gewerbliche Nutzungen. Das Plangebiet umfasst 
ca. 1,52 ha. Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausge-
hängten Bebauungsplanentwurf zu entnehmen. Der Bebauungsplan-
entwurf im Maßstab 1:500 ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 2/23 (713) liegt im 
Stadtbezirk Nord, in der Gemarkung Boele, Flur 3 und umfasst die 
Flurstücke 519, 520, 541, 542 sowie 566 (teilw.). 
 

Nächster Verfahrensschritt 
Die Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet und die 
öffentliche Auslegung sollen nach dem Ratsbeschluss durchgeführt 
werden. Parallel dazu erfolgt die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

 

Veröffentlichung im Internet  
 

des Bebauungsplanentwurfes Nr. 2/23 (713) Fachmarktzeile Bathey - 
Verfahren nach § 13 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 2a BauGB mit Begründung 
vom 31.10.2024. 
 

Der Bebauungsplanentwurf wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit Begrün-
dung in der Zeit  

 

vom 06.01.2025 bis einschließlich 07.02.2025  
 

im Internet unter folgendem Link veröffentlicht: 
https://beteiligung.nrw.de/portal/hagen/beteiligung/themen 
(www.hagen.de / Hagen A-Z / B / Bebauungspläne im Verfahren). 
 

Die oben genannten Unterlagen werden in diesem Zeitraum beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Historisches 
Rathaus (Bauteil D), Flurbereich 1. Obergeschoss, Rathausstraße 11, 
58095 Hagen während der Dienststunden (montags bis donnerstags von 
08:30 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr) 
zusätzlich öffentlich ausgelegt. 
 

Termine können unter der Telefonnummer: 02331 207-3498 oder E-Mail-
Adresse: larissa.melnychuk@stadt-hagen.de vereinbart werden. Eine 
Einsichtnahme ist zu den oben angegebenen Zeiten aber auch ohne eine 
vorherige Vereinbarung eines Termins möglich. 
 

Stellungnahmen können während der Veröffentlichungsfrist elektronisch 
übermittelt, bei Bedarf aber auch auf anderem Weg unter oben 
genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB 
wird in diesem vereinfachten Verfahren von der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB abgesehen.  
 

– Die Veröffentlichung im Internet wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. – 

 

Hagen, 17.12.2024                                 Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Teilfortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der 
Stadt Hagen für den Standort Emst 
 

Hintergrund 
Einzelhandels- und Zentrenkonzepte stellen für Städte und Gemeinden 
eine wichtige Grundlage zur Steuerung und Entwicklung des Einzel-
handels dar. Das Einzelhandelskonzept dient dazu, festzulegen, nach 
welchen Gesichtspunkten Einzelhandel geplant oder angesiedelt werden 
soll. Als sog. städtebauliches Entwicklungskonzept dient ein abge-
stimmtes Einzelhandelskonzept der sachgerechten planerischen Steue-
rung des Einzelhandels im Gemeindegebiet. In der Bauleitplanung sind 
die Ergebnisse eines solchen Konzeptes in besonderer Weise zu 
berücksichtigen. 
 

Inhalt des Konzeptes 
Schon das am 21.09.2023 beschlossene Einzelhandels- und Zentren-
konzept für die Stadt Hagen empfiehlt für den Nahversorgungsstandort 
Emsterfeld den Ausbau der wohnungs-nahen Versorgung mit dem Ziel, 
durch Ergänzung des Einzelhandels- und Dienstleistungsangebotes ein 
Nahversorgungszentrum zu entwickeln. Die Teilfortschreibung des 
Einzelhandelskonzeptes für den Standort Emst setzt diese Handlungs-
empfehlung konzeptionell um. Dabei wird das Nahversorgungszentrum 
Emst als zu entwickelnder zentraler Versorgungsbereich in das Zentren-
konzept der Stadt Hagen aufgenommen. 
 

Die Offenlage und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange ist 
beendet. 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 27.06.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

a) Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der öffent-
lichen und der privaten Belange die im Rahmen der Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange vorgebrachten Anregungen zurück bzw. 
entspricht ihnen im Sinne der nachfolgenden Stellungnahmen der 
Verwaltung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB. 

 

http://www.hagen.de/
https://beteiligung.nrw.de/portal/hagen/beteiligung/themen
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b) Somit beschließt der Rat der Stadt Hagen die Teilfortschreibung des 
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes zum Standort Emst als 
städtebauliches Entwicklungs-konzept gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 
BauGB zur Steuerung des Hagener Einzelhandels. 

 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Das Konzept kann im Internet auf der Seite der Stadt Hagen unter  
www.hagen.de / Politik und Verwaltung/ Ämter & Institutionen/ Ämter & 
Fachbereiche / Fachbereich Stadtentwicklung,- planung und 
Bauordnung / Stadtentwicklung / Einzelhan-del eingesehen werden. 
 

Hagen,12.12.2024                             Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 4/63 (90) Bathey Süd - Teilaufhebungsverfahren 
hier: Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet/ 

öffentliche Auslegung  
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 
 

 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Der im Sitzungssaal ausgehängte und zu diesem Beschluss gehörende 
Teilaufhebungsentwurf des Bebauungsplanes Nr. 4/63 (90) Bathey Süd 
wird beschlossen und die Verwaltung wird beauftragt, den Plan 
einschließlich der Begründung vom 31.10.2024 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
für die Dauer eines Monats im Internet zu veröffentlichen und öffentlich 
auszulegen. Die Begründung vom 31.10.2024 wird gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB dem Bebauungsplan beigefügt und ist als Anlage Gegenstand 
der Niederschrift. 
 

Der Geltungsbereich liegt im Stadtbezirk Nord, in der Gemarkung Boele. 
Die Teilaufhebung bezieht sich auf die Flur 3, teilweise Flurstück 519, 
520, 541, 542 und 566. Das Plangebiet umfasst ca. 0,4 ha. Die genaue 

Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten Bebauungsplan-
entwurf zu entnehmen. Der Bebauungsplanentwurf im Maßstab 1:500 ist 
Bestandteil des Beschlusses. 
 

Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich liegt im Stadtbezirk Nord, in der Gemarkung Boele. 
Die Teilaufhebung bezieht sich auf die Flur 3, teilweise Flurstück 519, 
520, 541, 542 und 566. Das Plangebiet umfasst ca. 0,4 ha.  
 

Nächster Verfahrensschritt 
Die Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet und die 
öffentliche Auslegung sollen nach dem Ratsbeschluss durchgeführt 
werden. Parallel dazu erfolgt die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Veröffentlichung im Internet  
 

des Bebauungsplanentwurfes Nr. 4/63 (90) Bathey Süd – Teilauf-
hebungsverfahren mit Begründung vom 31.10.2024. 
 

Der Bebauungsplanentwurf wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit 
Begründung und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen in der Zeit  

 

vom 06.01.2025 bis einschließlich 07.02.2025  
 

im Internet unter folgendem Link veröffentlicht: 
https://beteiligung.nrw.de/portal/hagen/beteiligung/themen 
(www.hagen.de / Hagen A-Z / B / Bebauungspläne im Verfahren). 
 

Die oben genannten Unterlagen werden in diesem Zeitraum beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Historisches 
Rathaus (Bauteil D), Flurbereich 1. Obergeschoss, Rathausstraße 11, 
58095 Hagen während der Dienststunden (montags bis donnerstags von 
08:30 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr) 
zusätzlich öffentlich ausgelegt. 
 

Termine können unter der Telefonnummer: 02331 207-3498 oder E-Mail-
Adresse: larissa.melnychuk@stadt-hagen.de vereinbart werden. Eine 
Einsichtnahme ist zu den oben angegebenen Zeiten aber auch ohne eine 
vorherige Vereinbarung eines Termins möglich. 
 

Stellungnahmen können während der Veröffentlichungsfrist elektronisch 
übermittelt, bei Bedarf aber auch auf anderem Weg unter oben 
genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 

Folgende umweltbezogene Informationen liegen vor: 
 

Geräusch- 
Immissionsschutz 

Durch die Teilaufhebung des Bebau-
ungsplans sind keine Beeinträchtigungen 
des Schutzgutes Mensch zu erwarten. 

Pflanzen / Tiere/ 
Biologische Vielfalt 

Durch die Teilaufhebung des Bebau-
ungsplanes wird dem Schutzgut Tier kein 
Lebensraum entzogen und es ist keine 
Beeinträchtigung des vorhandenen 
Lebensraumes abzusehen, da mit der 
Planaufhebung keine Verringerung der 
Freiflächen oder Veränderung der 
vorhandenen/ bebaute Struktur verfolgt 
wird. 
Aus dem Artenschutzgutachten der Stufe I, 
welcher im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 2/23 (713) Fach-
marktzeile Bathey durchgeführt wurde, geht 
hervor, dass im Geltungsbereich der 
Teilaufhebung keine besonders schützens-
werten Pflanzenarten vorkommen.  

Umwelt / Landschaft / 
Bäume 

Im Umweltbericht werden die zu er-
wartenden Umweltauswirkungen der 
Planung ermittelt, beschrieben und be-
wertet. Auswirkungen auf das Schutzgut 
Landschaft sind durch die Planaufhebung 
nicht zu erwarten. 

http://www.hagen.de/
https://beteiligung.nrw.de/portal/hagen/beteiligung/themen
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Klima / Luft Der Umweltbericht zeigt auf, dass hin-
sichtlich der Schutzgüter Klima und Luft 
keine Maßnahmen erforderlich sind. 

Boden / Wasser Die Teilaufhebung des Bebauungsplanes 
Nr. 4/63 führt zu keiner Neuinan-
spruchnahme von Flächen. Insgesamt ist 
daher von keiner erheblichen Beein-
trächtigung des Schutzgutes Fläche im 
Bereich des Plangebiets auszugehen. 
Altlasten oder schädliche Bodenver-
änderungen sind im Plangebiet z.Zt. nicht 
bekannt. Hinweise auf Kampfmittel bzw. 
Kampfmittelrückstände liegen nicht vor. 
Insgesamt ist daher von keiner erheblichen 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Bodens 
im Bereich des Plangebiets auszugehen. 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
sind nicht erwarten. 

Kampfmittel Laut Luftbildauswertung des Kampfmittel-
beseitigungsdienstes Westfalen-Lippe be-
findet sich das Plangebiet nicht innerhalb 
eines Bombenabwurfgebiets. 

Kultur- und sonstige 
Sachgüter  

Innerhalb des Plangebiets befinden sich 
keine relevanten Kultur- oder Sachgüter 
oder Bau-/Bodendenkmäler. 

 

– Die Veröffentlichung im Internet wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. – 

 

Hagen, 17.12.2024                               Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

XXVI. Nachtrag vom 17.12.2024 zur Gebührensatzung für die 
Abfallentsorgung in der Stadt Hagen vom 23. Dezember 1992 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 5. März 2024 (GV. NRW. S. 155) hat der Rat 
der Stadt Hagen in seiner Sitzung am 12. Dezember 2024 folgenden 
XXVI. Nachtrag zur Gebührensatzung für die Abfallentsorgung in der 
Stadt Hagen vom 23. Dezember 1992 beschlossen: 
 

Artikel I 
 

§ 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 

„a) Als Jahresgebühr werden erhoben für die Rollbehälter mit einem 
Fassungsvermögen von: 

 

          60 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =     259,68 € 
          80 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =     346,20 € 
        120 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =     519,24 € 
        240 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =          1.038,48 € 
        770 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =          2.332,32 € 
      1100 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =          3.331,92 € 
 

c) Als Jahresgebühr werden erhoben für die Behälter des 
Unterflursystems mit einem Fassungsvermögen von: 

 

2000 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =          6.058,08 € 
3000 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =          9.087,12 € 
4000 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =        12.116,28 € 
5000 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =        15.145,32 € 

 

d) Als Jahresgebühr werden erhoben für die Behälter des 
Halbunterflursystems mit einem Fassungsvermögen von: 

 

2700 l bei wöchentlich einmaliger Leerung =         8.178,48 €“ 
 

§ 3 Absatz 4 erster Teil erhält die folgende Fassung: 
 

„Werden die Abfallbehälter von den Müllwerkern vom Standplatz auf dem 
Privatgrundstück abgeholt und zurückgebracht, gelten pro Behälter 
zusätzlich folgende Gebührensätze für die standplatzbezogene Abfall-
entsorgung: 
 

a) Restmüll (bei wöchentlicher Leerung) 
Kategorie  Gebühr pro Jahr 
Kat. 1   65,76 € 
Kat. 2           107,82 € 
Kat. 3           190,44 € 

 

b) Altpapier (bei monatlicher Leerung) 
Kategorie  Gebühr pro Jahr 
Kat. 1   15,12 € 
Kat. 2   24,78 € 
Kat. 3   43,80 €“ 

 

§ 3 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
 

„Nach Ahndung einer Ordnungswidrigkeit werden folgende Gebühren für 
die Entsorgung von illegalen Müllablagerungen festgesetzt: 
 

Kleinere Kippstellen bis 50l Abfallmenge:   50,00 € 
Mittlere Kippstellen bis 500l Abfallmenge: 170,00 €  
Große Kippstellen bis 1000l Abfallmenge: 300,00 €“ 
 

Artikel II 
 

Dieser Nachtrag tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
 

Der vorstehende XXVI. Nachtrag vom 17.12.2024 zur Gebührensatzung 
für die Abfallentsorgung in der Stadt Hagen vom 23. Dezember 1992 wird 
hiermit gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen – GO NRW - in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), öffentlich bekanntgemacht. 
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Hagen, 17.12.2024                              Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH) -Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen 

Entwässerungsgebührensatzung des Kommunalunternehmens 
Wirtschaftsbetrieb Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt 
Hagen vom 12.12.2024 
 

Aufgrund des § 3 Abs. 1 der Satzung für das Kommunalunternehmen 
„Wirtschaftsbetrieb Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt 
Hagen“ in der Fassung vom 20. Juli 2018 in Verbindung mit §§ 7 und 114 
a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. 
NRW. S. 444), der §§ 2, 4, 6, 7 und 20 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. 
NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. März 2024 
(GV. NRW. S. 155), sowie des § 54 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995 (GV. NRW., S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1470), hat der Verwaltungsrat des 
Wirtschaftsbetriebs Hagen AöR in seiner Sitzung am 27. November 2024 
folgende Neufassung der Entwässerungsgebührensatzung für das 
Kommunalunternehmen Wirtschaftsbetrieb Hagen WBH beschlossen. 
Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12. Dezember 2024 

http://www.hagen.de/
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
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dieser Satzung zugestimmt und von seinem Weisungsrecht keinen 
Gebrauch gemacht. 
 

§ 1 Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 
 

(1) Zur Finanzierung der öffentlichen Abwasseranlage erhebt das 
Kommunalunternehmen Entwässerungsgebühren.  

 

(2) Entsprechend § 1 Abs. 3 der Satzung des Kommunalunternehmens 
Wirtschaftsbetrieb Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt 
Hagen über die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Hagen 
(Entwässerungssatzung) vom 19.06.2015 stellt das Kommunal-
unternehmen zum Zweck der Abwasserbeseitigung im Gebiet der 
Stadt Hagen und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der 
bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Klär-
schlämme die erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur 
Verfügung (gemeindliche Abwasseranlagen). Hierzu gehören der 
gesamte Bestand an personellen und sachlichen Mitteln, die für eine 
ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung erforderlich sind (z. B. das 
Kanalnetz, Regenwasser- Versickerungsanlagen, Transportfahr-
zeuge für Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und Inhaltstoffen von 
abflusslosen Gruben, das für die Abwasserbeseitigung eingesetzte 
Personal).  

 

(3) Die öffentlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und 
wirtschaftliche Einheit, die auch bei der Bemessung der Ent-
wässerungsgebühren zugrunde gelegt wird.  

 

§ 2 Entwässerungsgebühren 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage erhebt 
das Kommunalunternehmen nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 
54 LWG NRW Entwässerungsgebühren (Benutzungsgebühren) zur 
Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der 
Verbandslastennach § 7 KAG NRW.  

 

(2) In die Entwässerungsgebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG 
NRW eingerechnet: - die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen 
der Gemeinde (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG NRW),  

 

- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser 
(§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW),  

 

- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf das 
Kommunalunternehmen umgelegt wird (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
AbwAG NRW).  

 

(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 
§ 1 Abs.1 Satz 1 AbwAG NRW) wird im Rahmen der Gebühren-
erhebung von demjenigen erhoben, der eine Kleinkläranlage 
betreibt, welche nicht den Anforderungen des § 60 WHG und § 56 
LWG NRW entspricht.  

 

(4) Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswasser (Regen-
wassergebühr) sowie die Gebühren nach den §§ 13 und 14 dieser 
Satzung sind grundstücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen 
als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW).  

 

§ 3 Aufteilung der Kosten auf Benutzergruppen 
 

(1) Die Entwässerungsgebühr ist  
 

a) für Benutzer und Benutzerinnen, die als Genossen und 
Genossinnen unmittelbar Beiträge an den Ruhrverband 
entrichten und  

b) für sonstige Benutzer und Benutzerinnen nach unterschied-
lichen Gebührensätzen zu erheben.  
 

(2) Die Aufwendungen nach § 1 ohne die vom Kommunalunternehmen 
an den Ruhrverband zu leistenden Verbandslasten werden ent-
sprechend der Inanspruchnahme des Kommunalunternehmens auf 
die Benutzergruppen nach Abs. 1 aufgeteilt. Dem auf die Benutzer-
gruppe zu b) entfallenden Anteil werden die Beitragskosten des 
Kommunalunternehmens an den Ruhrverband hinzugerechnet.  

 

(3) Das Verhältnis der Inanspruchnahme ist nach der von jeder 
Benutzergruppe in die Abwasseranlage eingeleiteten Abwasser-
menge zu berechnen.  

 

§ 4 Gebührenmaßstäbe 
 

(1) Das Kommunalunternehmen erhebt getrennte Entwässerungs-
gebühren für die Beseitigung von Schmutz und Niederschlagswasser 

(Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen 
und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm im 
Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers).  

 

(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwasser-
maßstab (§ 5).  

 

(3) Die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) bemisst sich 
auf der Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw. über-
bauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen 
Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in 
die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 6).  

 

§ 5 Schmutzwassergebühren 
 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen 
und gewerblichen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasser-
anlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. 
Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. Kalku-
lationszeitraum für die Schmutzwassergebühr ist das Kalender-jahr.  

 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage bezogene Frischwassermenge (§ 5 Abs. 3) und 
die aus privaten Wasserversorgungsanlagen gewonnene (z. B. 
privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) oder sonst 
zugeführte (z. B. aus Gewässern) Wassermenge (§ 5 Abs. 4), 
abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und 
zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche 
Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 5 Abs. 5).  

 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den 
Wasserzähler des örtlichen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus 
der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt 
die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Ver-
brauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nachweislich nicht 
ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der 
Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs der Vorjahre 
zuverlässig geschätzt. Der entsprechende Antrag ist innerhalb der 
Rechtsbehelfsfrist des Gebührenbescheides zu stellen. Die 
Datenübernahme vom örtlichen Wasserversorger sowie die 
Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten des 
Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die 
zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dient 
der ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht 
der Gemeinde (§ 46 Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasser-
überlassungspflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 
LWG NRW) sowie zur verursachergerechten Abrechnung der 
Schmutzwassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen 
Erhebung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der 
Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit ver-
bundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden.  

 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. 
B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der 
Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine 
Kosten eingebauten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler 
nach Abs. 5 Nr. 2 zu führen. Der Nachweis über den messrichtig 
funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. 
Dieser hat zur Erfüllung seiner Mitwirkungspflichten dem Kommunal-
unternehmen die Zählerstände bis zum 31.01. eines jeden Jahres 
unaufgefordert mitzuteilen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau 
eines vorbeschriebenen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist das 
Kommunalunternehmen berechtigt, die aus diesen Anlagen 
zugeführten Wassermengen zu schätzen (z. B. auf der Grundlage 
der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Ent-
nahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie 
Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der 
statistischen Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine Schätzung kann 
auch erfolgen, wenn der Wasserzähler nicht messrichtig funktioniert 
oder die Eichung abgelaufen ist.  

 

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden auf Antrag die 
auf dem Grundstück anderweitig verbrauchten oder zurückgehal-
tenen Wassermengen (sog. Wasserschwund- mengen) abgezogen, 
die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der 

http://www.hagen.de/


 

 

Herausgeber: Stadt Hagen - Der Oberbürgermeister  
Redaktion: Fachbereich des Oberbürgermeisters, Rathausstraße 13, 58095 Hagen,  
 Telefon 02331 2072687, Fax 02331 2072401 (v.i.S.d.P. Thomas Bleicher) 
Erscheinungsweise: Nach Bedarf, freitags. 
Bezug: Kostenlos erhältlich im Volme Forum, Zentrales Bürgeramt, Rathaus I, Rathausstraße 11, 

58095 Hagen. 
 Digital unter www.hagen.de und über unseren QR-Code kostenlos zum Download.  
 Abonnement über Versand oder digital als PDF-Datei per E-Mail ist möglich (30,--€/jähr.).  
Vertrieb:  Heike Heinig, Telefon 02331 2072687, E-Mail: heike.heinig@stadt-hagen.de 

204 

Antrag ist innerhalb der Rechtsmittelfrist des Gebührenbescheides 
zu stellen.  

 

Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den Gebühren-
pflichtigen und ist durch eine auf seine Kosten eingebaute, 
messrichtig funktionierende und geeignete Messeinrichtung in 
Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu 
führen.  
Haushaltstypische Schwundmengen sind vom Abzug ausge-
schlossen.  
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung  
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die 
in regelmäßigen Abständen kalibriert werden müssen. Die Kali-
brierung ist nach den Hersteller-Angaben durchzuführen und der 
Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der 
Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis 
nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht 
statt.  
Nr. 2: Wasserzähler  
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall 
technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumut-
bar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten 
eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten Wasser-
zähler zu führen. Der Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- 
und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut 
geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit einer 
Konformitätserklärung des Herstellers ersetzt werden. Aus der 
Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler 
messrichtig funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige 
Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine 
Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.  
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen  
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung 
der Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder dem 
Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige 
den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen 
Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen 
nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen 
Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen 
geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf 
dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. 
Sind die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und/oder nicht 
nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasser-schwund-
mengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein 
spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasser-schwundmengen 
den Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen 
vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf 
vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das 
Gutachten trägt der Gebührenpflichtige. 
 

(6) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich:  
 

a) für Genossen und Genossinnen des Ruhrverbandes gem. § 3 
Abs. 1 a): 1,50 €  

b) für übrige Gebührenpflichtige gem. § 3 Abs. 1 b): 2,70 €.  
 

(7) Für abflusslose Gruben gelten die vorstehenden Absätze ent-
sprechend.  

 

(8) Wird Abwasser in Kleinkläranlagen gereinigt und das gereinigte 
Abwasser in ein Gewässer eingeleitet oder auf dem Grundstück 
verrieselt, beträgt der reduzierte Gebührensatz je m³ Schmutzwasser 
75 % des Gebührensatzes nach Abs. 6.  

 

§ 6 Niederschlagswassergebühr 
 

(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser 
ist die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
befestigten Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser 
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die 
gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungs-
gebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten 
und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles 

Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen 
kann.  

 

(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen 
werden im Wege der Befragung der Eigentümer der ange-
schlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, dem Kommunalunternehmen zu Beginn der Inan-
spruchnahme der Entwässerungsanlage sowie jederzeit auf 
Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) 
und/oder befestigten sowie in die öffentliche Abwasseranlage 
abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen 
(Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von 
dem Kommunalunternehmen vorgelegten Lageplan über die 
bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie abfluss-
wirksamen Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen und 
mitzuteilen, ob diese Flächen durch das Kommunalunternehmen 
zutreffend ermittelt wurden. Auf Anforderung des Kommunal-
unternehmens hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan oder 
andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche 
bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen 
entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann das 
Kommunalunternehmen die Vorlage weiterer Unterlagen fordern 
oder Luftbilder auswerten. Kommt der Grundstückseigentümer 
seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück 
keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers 
vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie 
abflusswirksame Fläche von der Gemeinde geschätzt. Die Daten-
erhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht des 
Kommunalunternehmens (z. B. Planung und ausreichende 
Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur verursachergerechten 
Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum Nachweis der 
rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit 
hat der Grundstücks-eigentümer als Gebührenschuldner den damit 
verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung zu dulden.  

 

(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, 
so hat der Grundstückseigentümer dies der Gemeinde innerhalb 
eines Monates nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die 
Änderungsanzeige gilt Abs. 2 entsprechend. Die veränderte Größe 
der bebauten und/oder befestigten Fläche wird mit dem 1. Tag des 
Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige durch den 
Gebührenpflichtigen der Gemeinde zugegangen ist bzw. hätte zu-
gehen müssen.  

 

(4) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder be-
festigter Fläche i. S. d. Abs. 1 jährlich:  

 

a) für Genossen und Genossinnen des Ruhrverbandes gem. § 3 
Abs. 1 a): 1,25 €  

b) für übrige Gebührenpflichtige gem. § 3 Abs. 1 b): 1,40 €  
 

§ 7 Abwasserabgabe 
 

Die Abwasserabgabe für Kleineinleitungen von Schmutzwasser aus 
Haushaltungen und ähnlichem Schmutzwasser beträgt für jeden nicht an 
die Kanalisation angeschlossenen Einwohner 17,90 € jährlich. Bei der 
Berechnung dieser Abwasserabgabe bleiben diejenigen Einwohner 
unberücksichtigt, deren gesamtes Schmutzwasser im Rahmen 
landbaulicher Bodenbehandlung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht wird oder deren gesamtes 
Schmutzwasser in einer den allgemeinen Regeln der Technik ent-
sprechenden Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird.  
 

§ 8 Begriff des Grundstücks 
 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung 
im Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der nach der Verkehrsauffassung eine selbständige wirt-
schaftliche Einheit bildet.  
 

§ 9 Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
 

(1) Die Gebührenpflicht für das Einleiten von Schmutz- und/oder 
Niederschlagswasser beginnt mit der erstmaligen Inanspruchnahme 
der öffentlichen Abwasseranlage.  
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(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits be-
stehen, beginnt die Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren 
Inkrafttreten.  

 

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die 
Abwasseranlage. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, 
so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, 
in dem die Veränderung erfolgt.  

 

§ 10 Gebührenpflichtige 
 

(1) Gebührenpflichtige sind  
 

a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt 
ist, auch der Erbbauberechtigte,  

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich berechtigt ist,  

c) der Zwangsverwalter  
d) der auf dem Grundstück befindliche Gewerbebetrieb  
e) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenent-

wässerung.  
f) Gebührenpflichtige sind auch diejenigen, die ohne Eigen-

tümer oder Eigentümerin zu sein, die tatsächliche Gewalt 
über das Grundstück in der Weise ausüben, dass sie den 
Eigentümer oder die Eigentümerin von der Einwirkung auf 
das Grundstück wirtschaftlich ausschließen können 
(wirtschaftliches Eigentum i.S.v. § 39 Abgabenordnung).  
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  

 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigen-
tümer vom Beginn des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat 
der Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebühren-
pflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums bzw. Nutzungswechsel 
hat der bisherige Gebührenpflichtige der Gemeinde innerhalb eines 
Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen.  

 

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Ge-
bühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie der Gemeinde die 
erforderlichen Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben ferner 
zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, 
um die Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen.  

 

§ 11 Fälligkeit der Gebühr 
 

(1) Die Schmutzwassergebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig. Die Fälligkeit der Niederschlagswasser-
gebühr bestimmt sich nach § 28 Grundsteuergesetz.  

 

(2) Das Kommunalunternehmen kann die Heranziehung ganz oder für 
Teile der Gebühr auf den Oberbürgermeister der Stadt Hagen über-
tragen. In diesen Fällen erfolgt die Heranziehung über den Grund-
besitzabgabenbescheid.  

 

(3) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der 
Zählereinrichtungen erfolgt einmal jährlich. Soweit erforderlich, kann 
sich das Kommunalunternehmen hierbei der Mitarbeit der Gebühren-
pflichtigen bedienen.  

 

§ 12 Vorausleistungen 
 

(1) Das Kommunalunternehmen erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG NRW Voraus-
leistungen auf die Jahres- Schmutzwassergebühr in Höhe von ¼ der 
Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrechnung des Vorjahres 
ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, bemessen sich die 
Abschlagszahlungen nach dem durch-schnittlichen Verbrauch ver-
gleichbarer Haushalte oder Betriebe.  

 

Sofern die Gebühren durch einen Verwaltungshelfer nach § 13 
angefordert werden, wird die Vorausleistung monatlich erhoben und 
zu dem im Bescheid angegebenen Zeitpunkt fällig. 

 

(2) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz für das 
jeweilige Kalenderjahr.  

 

(3) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Beginnt die Gebühren-
pflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so wird die Benutzungsgebühr 
nur für den Rest des Jahres anteilig erhoben.  

 

(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen 
bemessen wurden, so wird der übersteigende Betrag erstattet bzw. 
verrechnet. Wurden Vorausleistungen zu gering bemessen, wird der 

fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. Nach der 
Beendigung des Benutzungsverhältnisses werden zu viel gezahlte 
Vorausleistungen erstattet. Die auf einen zurückliegenden Erhe-
bungszeitraum bezeichneten Abrechnungsbeträge sowie die sich 
aus der Abrechnung der Vorausleistungen ergebenden Nach-
zahlungsbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig.  

 

§ 13 Verwaltungshelfer 
 

Das Kommunalunternehmen ist berechtigt, sich bei der Anforderung von 
Gebühren und Vorauszahlungen der Hilfe des zuständigen Wasser-
versorgers oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu bedienen.  
 

§ 14 Auskunftspflichten 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der 
Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und 
Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte 
der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungs-
grundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 

(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen 
Gründen nicht zu erlangen, so kann das Kommunalunternehmen die 
für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berücksichtigung 
aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten 
Sachverständigen auf Kosten des Gebührenpflichtigen schätzen 
lassen.  

 

§ 15 Kostenersatz für Grundstücksanschlusskanäle 
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung der Grundstücksanschlusskanäle in den Fällen des § 
13 Abs. 6 Satz 2 der Entwässerungssatzung ist dem Kommunal-
unternehmen nach § 10 Abs. 1 KAG NRW zu ersetzen. 

 

(2) Für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits be-
gonnene Baumaßnahmen gilt die zum Baubeginn geltende Rechts-
lage. 

 

§ 16 Ermittlung des Ersatzanspruchs 
 

Der Aufwand nach § 15 wird nach Einheitssätzen ermittelt. Soweit beide 
Straßenseiten bebaubar bzw. bebaut sind, gelten öffentliche 
Abwasseranlagen, die nicht in der Mitte der Straße verlaufen, als in der 
Straßenmitte verlaufend. Der Einheitssatz beträgt je laufendem Meter 
Grundstücksanschlusskanal: 
 

- im Graben mit einem  
Grundstückanschlusskanal            665,83 € (brutto) 

- im Graben mit zwei Grundstücksanschlusskanälen  
(Schmutz-/ Regenwasser) für jeden  
Grundstücksanschlusskanal mit Ersatzanspruch  
jeweils                468,27 € (brutto) 

 

Können die erforderlichen Anschlüsse für ein Grundstück aus tech-
nischen Gründen nicht durch einen Graben realisiert werden, so wird der 
Ersatzanspruch für jeden einzelnen Graben berechnet. 
 

§ 17 Entstehung des Ersatzanspruchs 
 

Der Ersatzanspruch nach § 15 entsteht mit der förmlichen Abnahme der 
öffentlichen Abwasseranlage, in die der Anschlusskanal entwässert.  
 

§ 18 Ersatzpflichtige 
 

(1) Ersatzpflichtig nach § 15 ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Kostenersatzbescheides Eigentümerin oder Eigentümer des 
Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet, so ist auch die oder der Erbbauberechtigte ersatzpflichtig. 

 

(2) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

(3) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Anschlusskanal, 
so haften die Grundstückseigentümerinnen oder Grundstücks-
eigentümer bzw. die Erbbauberechtigten als Gesamtschuldner. 

 

§ 19 Fälligkeit des Ersatzanspruchs 
Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Kostenersatzbescheides fällig. 
 

§ 20 Billigkeits- und Härtefallregelung 
 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall 
besondere, insbesondere nicht beabsichtigte Härten, so können die 
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Entwässerungsgebühren gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder 
erlassen werden. 
 

§ 21 Zwangsmittel 
 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwider-
handlungen gegen diese Satzung richtet sich nach den Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW.  
 

§ 22 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Entwässerungsgebührensatzung des Kommunalunternehmens Wirt-
schaftsbetrieb Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt Hagen 
vom 14. Dezember 2018, in der Fassung des V. Nachtrages außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung vom 12.12.2025 wird hiermit gemäß § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), 
öffentlich bekanntgemacht.  
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Hagen, 12.12.2024 
 

Henning Keune                  Hans-Joachim Bihs           Jörg Germer 
 Vorstandssprecher            Vorstand                            Kaufm. Vorstand 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

XXVI. Nachtrag vom 17.12.2024 zur Satzung über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungs-
gebühren in der Stadt Hagen (Straßenreinigungs- und Gebühren-
satzung) vom 15.07.2011 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Juli 
2024 (GV. NRW. S. 444), des § 4 des Gesetzes über die Reinigung 
öffentlicher Straßen - Straßenreinigungsgesetz NRW (StrReinG NRW) - 
vom 18. Dezember 1975 (GV NRW S. 706/SGV NRW 2061), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. 
S. 868) und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. März 2024 
(GV. NRW. S. 155) hat der Rat in seiner Sitzung am 12. Dezember 2024 
folgenden XXVI. Nachtrag zur Satzung über die Straßenreinigung und 
die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Hagen 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 15.07.2011 be-
schlossen: 
 

Artikel I 
 

§ 6 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Bei einer einmaligen wöchentlichen Reinigung der Fahrbahn beträgt die 
Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite für die Reinigung der 
Straße ohne Winterdienstleistung bei 
 

Wohnstraßen (W)   5,00 Euro 
innerörtlichen Straßen (I)  4,36 Euro 
überörtlichen Straßen (U)  3,72 Euro.“ 
 

§ 6 Absatz 6 Satz 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Die Benutzungsgebühr für den Winterdienst beträgt je Meter Grund-
stücksseite in 
 

Winterdienststufe A   1,32 Euro 
Winterdienststufe B    0,66 Euro 
Winterdienststufe C   0,03 Euro“ 
 

Artikel II 
 

Dieser Nachtrag tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
 

Der vorstehende XXVI. Nachtrag vom 17.12.2024 zur Satzung über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in 
der Stadt Hagen (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 
15.07.2011 wird hiermit gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen – GO NRW - in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), öffentlich 
bekanntgemacht. 
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Hagen, 17.12.2024                              Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

XIV. Nachtrag vom 17.12.2024 zum Tarif vom 21.12.2005 zu § 1 Abs. 
1 der Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren in der 
Stadt Hagen (Verwaltungsgebührensatzung) vom 21.12.2005 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen – GO NRW - in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Juli 
2024 (GV. NRW. S. 444) und des § 5 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. 
März 2024 (GV. NRW. S. 155) hat der Rat der Stadt Hagen in seiner 
Sitzung am 12. Dezember 2024 folgenden XIV. Nachtrag zum Tarif vom 
21.12.2005 zu § 1 Abs. 1 der Satzung über die Erhebung von 
Verwaltungsgebühren in der Stadt Hagen (Verwaltungsgebühren-
satzung) vom 21.12.2005 beschlossen: 
 

Artikel I 
 

Bei der lfd. Nr. 3 des Tarifs werden die Gebühren wie folgt neu festgelegt:  
 

3 Beglaubigung 
 
a) von Unterschriften und Handzeichen  
 
b) von Abschriften, Auszügen, 
Zeichnungen, Plänen, Ablichtungen und 
Vervielfältigungen für jede Seite  
Bei Beglaubigungen, die nur mit geringem 
Arbeitsaufwand verbunden sind, kann die 
Gebühr ermäßigt werden auf  
bei solchen, die mit besonderem Arbeits- 
oder Zeitaufwand verbunden sind, kann die 
Gebühr erhöht werden auf 

 
 
3,00 €  
 
 
5,00 € 
 
3,00 € 
 
8,00 € 

 

Bei der lfd. Nr. 13 b) des Tarifs wird die Gebühr wie folgt neu festgelegt 
und die Regelung bei der Tarifstelle 13 c) neu formuliert:  
 

Fachbereich Gesundheit und Verbraucherschutz (53) 
 

http://www.hagen.de/
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
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13 b) Amtsärztliche/vertrauensärztliche und 
zahnärztliche Gutachten, Zeugnisse und 
Bescheinigungen einschließlich Unter-
suchung, soweit nicht unter a) erfasst 

 
10,00 € bis 
600,00 € 

13 c) Leistungen ärztlicher oder zahnärztlicher 
Natur, die nach der Gebührenordnung für 
Ärzte oder der Gebührenordnung für 
Zahnärzte als Sonderleistungen abrech-
nungsfähig sind, neben der Gebühr nach 
Nr. 13 b) 

1,8facher Satz 
der Gebühren-
ordnung für 
Ärzte  

 

Beim Fachbereich Geoinformation und Liegenschaftskataster (62) 
werden Änderungen an den nachfolgenden Tarifstellen vorgenommen: 
 

2 c) …Die Reprostelle beim Fachbereich 
Geoinformation und Liegenschaftskataster 
erstellt Ausdrucke und 
Scandienstleistungen… 

 
 
 

19 … „Herausgeber: Stadt Hagen - 
Fachbereich Geoinformation und 
Liegenschaftskataster“. Dieser Schriftzug 
soll als Link auf die Internetseite der Stadt 
Hagen (www.hagen.de) gestaltet sein … 

 
 
 
 
 

21.3.3 … „§ 4 VermKatG NW ist entsprechend“ …  

21.6 Abgabe des qualifizierten Mietspiegels  
als PDF-Download über www.hagen.de 
als Druck 
als Druck für an der Erstellung Beteiligte 

 
kostenfrei 
10,00 € 
  7,50 € 

22 Bauakten Einsicht 
Digitale Bereitstellung einer Akte nach 
Abschluss des Verwaltungsverfahrens 
Bereitstellung der Akten 
 
sowie Einordnung der Tarifstelle unter die 
Überschrift „Fachbereich Geoinformation 
und Liegenschaftskataster 62“ 

 
 
 
70,00 € 

23 Die bisherige lfd.- Nr. 22 wird zur Nr. 23  
 

Artikel II 
 

Dieser XIV. Nachtrag tritt zum 1. Januar 2025 in Kraft. 
 

Der vorstehende XIV. Nachtrag vom 17.12.2024 zum Tarif vom 
21.12.2005 zu § 1 Abs. 1 der Satzung über die Erhebung von 
Verwaltungsgebühren in der Stadt Hagen (Verwaltungsgebühren-
satzung) vom 21.12.2005 wird hiermit gemäß § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen – GO NRW - in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 
444), öffentlich bekanntgemacht. 
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Hagen, 17.12.2024                             Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 2/24 (717) Turnhalle Marienhospital – Verfahren 
nach § 13a BauGB 
hier: Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet/ 

öffentliche Auslegung 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 
 

 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

a) Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes wird angepasst. 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 2/24 (717) Turnhalle 
Marienhospital–Verfahren nach § 13a BauGB liegt im Stadtbezirk 
Mitte, in der Gemarkung Hagen, in der Flur 33 und umfasst die 
Flurstücke 106, 382, 512, 513, 514, 515 und 516. Das Plangebiet 
umfasst ca. 0,29 ha. 
 

Im Norden wird das Plangebiet durch die Bergstraße und den 
gegenüberliegenden Gebäudekomplex des ehemaligen Marien-
hospitals, im Osten durch ein Wohngebäude für Handel und Dienst-
leistungen, im Süden durch die Straße Bergischer Ring und im 
Westen durch die angrenzende Wohnbebauung eingegrenzt. Derzeit 
befinden sich eine Kindertageseinrichtung der katholischen Kirchen-
gemeinde Sankt Marien, eine Stellplatzanlage und ein Technik-
gebäude im Plangebiet. Die Außenfläche der Kita ist durch Spiel-
geräte, Freiflächen im nordöstlichen Teilbereich und bestehenden 
Baumbestand im südlichen und nordöstlichen Bereich des Grund-
stückes der Kita geprägt. Auf dem Grundstück des Technikgebäudes 
befinden sich Stellplätze, weshalb dieser Bereich stark versiegelt ist. 
 

Der Bebauungsplanentwurf im Maßstab 1:500 ist Bestandteil des 
Beschlusses 
Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten 
Bebauungsplanentwurf zu entnehmen. 

 

b.) Der im Sitzungssaal ausgehängte und zu diesem Beschluss ge-
hörenden Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2/24 (717) Turnhalle 
Marienhospital–Verfahren nach § 13a BauGB wird beschlossen und 
die Verwaltung wird beauftragt, den Plan einschließlich der Be-
gründung vom 08.11.2024 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer 
eines Monats im Internet zu veröffentlichen und öffentlich aus- 
zulegen. Die Begründung vom 08.11.2024 wird gemäß § 9 Abs. 8 

http://www.hagen.de/
http://www.hagen.de/
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BauGB dem Bebauungsplan beigefügt und ist als Anlage 
Gegenstand der Niederschrift. 

 

Nächster Verfahrensschritt 
Die Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfes im Internet und die 
öffentliche Auslegung sollen nach dem Ratsbeschluss durchgeführt 
werden. Parallel dazu erfolgt die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Veröffentlichung im Internet  
 

des Bebauungsplanentwurfes Nr. 2/24 (717) Turnhalle Marienhospital – 
Verfahren nach § 13a BauGB mit Begründung vom 08.11.2024. 
 

Der Bebauungsplanentwurf wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit Be-
gründung in der Zeit  

 

vom 06.01.2025 bis einschließlich 07.02.2025  
 

im Internet unter folgendem Link veröffentlicht: 
https://beteiligung.nrw.de/portal/hagen/beteiligung/themen 
(www.hagen.de / Hagen A-Z / B / Bebauungspläne im Verfahren). 
 

Die oben genannten Unterlagen werden in diesem Zeitraum beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Historisches 
Rathaus (Bauteil D), Flurbereich 1. Obergeschoss, Rathausstraße 11, 
58095 Hagen während der Dienststunden (montags bis donnerstags von 
08:30 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr) 
zusätzlich öffentlich ausgelegt. 
 

Termine können unter der Telefonnummer: 02331 207-3498 oder E-Mail-
Adresse: larissa.melnychuk@stadt-hagen.de vereinbart werden. Eine 
Einsichtnahme ist zu den oben angegebenen Zeiten aber auch ohne eine 
vorherige Vereinbarung eines Termins möglich. 
 

Stellungnahmen können während der Veröffentlichungsfrist elektronisch 
übermittelt, bei Bedarf aber auch auf anderem Weg unter oben 
genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 

– Die Veröffentlichung im Internet wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. – 

 

Hagen, 17.12.2024                              Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Mitko Rosenov Yankov, wohnhaft: „unbekannt,, liegt beim 
Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 22 
folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 17.12.2024, Akten-
zeichen 55/711D – 64884 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Sygulla in Zimmer D.315, Telefon 02331 
207 2807, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher Anmeldung, in 
Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 17.12.2024                            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Frau Angeles Exposito Y Rodriguez, wohnhaft: unbekannt in Spanien 
(letzte bekannte Anschrift Enneper Str. 46a, 58135 Hagen) liegt beim 
Fachbereich Verkehr, Immobilien, Bauverwaltung und Wohnen der Stadt 
Hagen, Rathausstr. 11, folgende Schriftstücke zur Abholung bereit: 
 

Heranziehungsbescheide (3 Bescheide) zum Straßenausbaubeitrag 
Enneper Str. 83, Gemarkung Westerbauer, Flur 7, Flurstücke 384, 504 
und 505, 506 und 508 vom 22.11.2024, Aktenzeichen 
A002225/22600294, A002225/22600380 und A002225/22600337. 
 

Die Schriftstücke können in der vorgenannten Dienststelle bei Frau 
Reichl, Zimmer B. 430, Tel. 02331 207-3775, nach vorheriger Absprache 
in Empfang genommen werden.  
 

Diese Schriftstücke gelten nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 17.12.2024                            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Ivan Arabachiru, zuletzt wohnhaft: „Ottostr. 9, 85354 Freising“, 
liegt beim Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner 
Platz 22 folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 02.12.2024, Akten-
zeichen 55/711E – 65082 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Sygulla in Zimmer D.315, Telefon 02331 
207 2807, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher Anmeldung, in 
Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 17.12.2024                            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Mohammad Ayobi; zuletzt wohnhaft: „Delsterner Str.53 a, 
58091 Hagen“, liegt beim Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt 
Hagen, Berliner Platz 22 folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 17.12.2024, Akten-
zeichen 55/711A-58736 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Swierczek in Zimmer D.324, Telefon 
02331 207 3124, nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher 
Anmeldung, in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind. 
 

Hagen, 17.12.2024                            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Hagen 
des Jahresabschlusses 2023 der Stadt Hagen und  

Entlastung des Oberbürgermeisters 
 

1. Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 2023 
einschließlich Entlastung des Oberbürgermeisters 
 

Der Jahresabschluss der Stadt Hagen wurde gemäß § 101 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – GO NRW – 
örtlich geprüft. Der Rechnungsprüfungsausschuss hat am 

http://www.hagen.de/
https://beteiligung.nrw.de/portal/hagen/beteiligung/themen
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21.11.2024 hierfür den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2024 
folgenden Beschluss gefasst: 
Der Rat nimmt den Bericht des Fachbereichs Rechnungsprüfung 
über die Prüfung des Jahresabschlusses 2023 sowie den Bericht 
des Rechnungsprüfungsausschusses zur Kenntnis und stellt den 
Jahresabschluss 2023 fest. Der Jahresüberschuss in der 
Ergebnisrechnung beläuft sich für das Jahr 2023 auf 12.325.847,10 
€. Der Jahresüberschuss wird der Allgemeinen Rücklage zugeführt. 
Dem Oberbürgermeister wird für die Haushaltsführung im Jahr 2023 
Entlastung erteilt. 
 

2. Der Jahresabschluss 2023 schließt mit folgenden Ergebnissen 
ab: 

 
 

Ergebnisrechnung Gesamtbetrag EUR 

Ordentliche Erträge 880.394.736,79 

Ordentliche Aufwendungen 879.422.203,86 

Ordentliches Ergebnis 972.532,93 

Finanzerträge 6.677.755,00 

Finanzaufwendungen 15.016.920,20 

Finanzergebnis -8.339.165,20 

Ergebnis laufender 
Verwaltungstätigkeit -7.366.632,27 

Außerordentliche Erträge 24.745.189,96 

Außerordentliche Aufwendungen 5.052.710,59 

Außerordentliches Ergebnis 19.692.479,37 

Jahresüberschuss 12.325.847,10 

Finanzrechnung Gesamtbetrag EUR 

Cash Flow Verwaltungstätigkeit 18.899.387,12 

Saldo Investitionstätigkeit 25.806.809,21 

Saldo Finanzierungstätigkeit -39.251.560,48 

Änderung Eigene Finanzmittel 5.454.635,85 

Anfangsbestand eigene 
Finanzmittel 7.736.714,39 

Bestand Fremde Finanzmittel -12.385.365,93 

Bestand Liquide Mittel 805.984,31 
 

        Bilanz zum 31.12.2023 
 

Aktiva Gesamtbetrag 
EUR 

Passiva Gesamtbetrag 
EUR 

Aufwen-
dungen zur 
Erhaltung 
der 
gemeind-
lichen 
Leistungs-
fähigkeit 41.322.603,80 

 
 
 
 
 
 
 
Eigenkapital 0,00 

Anlage-
vermögen 1.822.290.575,02 

Sonder 
posten 537.125.842,86 

Umlauf-
vermögen 261.342.779,99 

Rück-
stellungen 479.850.008,59 

ARAP 52.362.890,19 
Verbindlich-
keiten 1.185.651.677,64 

Nicht durch 
Eigenkapital 
gedeckter 
Fehlbetrag 71.236.952,72 PRAP 45.928.272,63 

Bilanz-
summe 2.248.555.801,72 

Bilanz- 
summe 2.248.555.801,72 

 

Der Jahresabschluss 2023 mit der Ergebnisrechnung, der Finanz-
rechnung, den Teilergebnisrechnungen, der Bilanz, dem Anhang 
und dem Lagebericht können bis zur Feststellung des Jahres-
abschlusses 2024  

montags bis donnerstags 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr 
bis 15:45 Uhr  
freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
im Rathaus (Verwaltungshochhaus), Hagen, Rathausstr. 11, 6. 
Etage, Zimmer C. 620, eingesehen werden. Darüber hinaus wird 
auf die Homepage der Stadt Hagen www.hagen.de im Internet 
verwiesen. 
 

Hagen, 16.12.2024                           Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn El Benjnouni, zuletzt wohnhaft: „Spanien“, liegt beim 
Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 22 
folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzungsschreiben der Stadt Hagen vom 18.12.2024, Akten-
zeichen 55/711E – 65058. 
 

Das Schriftstück kann bei Frau Stoltmann in Zimmer D.316, Telefon 
02331 207 2806 nach vorheriger telefonischer oder schriftlicher 
Anmeldung, in Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen verstrichen sind.  
 

Hagen, 18.12.2024                           Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

    https://www.instagram.com/hagen_westfalen/ 
 

 https://www.facebook.com/Hagen.Westfalen 
 
 

 https://www.threads.net/@hagen_westfalen 
 

 https://x.com/Hagen_Westfalen 
 

 whatsapp.com/channel/0029Vadxh293gvWQzSZxBC0N 

http://www.hagen.de/
http://www.hagen.de/
https://www.instagram.com/hagen_westfalen/
https://www.facebook.com/Hagen.Westfalen
https://www.threads.net/@hagen_westfalen
https://x.com/Hagen_Westfalen

	H:\01_2\01_20\Bekanntmachungen\AMTSBLATT\alte Word-Fassungen\2024\35_20.12.2024_190.pdf
	H:\01_2\01_20\Bekanntmachungen\AMTSBLATT\alte Word-Fassungen\2024\35_20.12.2024_192.pdf

